Grüne Änderungsanträge zur David-Lange Resolution zum Abkommen EU-Kolumbien/Peru, die in INTA abgelehnt wurden:
 Änderungsantrag 13

	José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Erwägung F


	

	F. in der Erwägung, dass der erste Artikel des Handelsabkommens auch umfassende  und verbindliche Bestimmungen enthält, die den Schutz der Menschenrechte garantieren, wobei geregelt ist, dass die Achtung der demokratischen Grundsätze und der grundlegenden Menschenrechte, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte festgelegt sind, sowie des Grundsatzes der Rechtstaatlichkeit die innenpolitischen Maßnahmen und die

internationale Politik der Vertragsparteien

untermauert, und dass die Achtung dieser Grundsätze ein wesentlicher Bestandteil des Abkommens ist; in der Erwägung, dass die Missachtung der Menschenrechte und der demokratischen Grundsätze eine

„erhebliche Verletzung” des

Handelsabkommens bedeuten würde, die nach dem Völkerrecht zur Ergreifung angemessener Maßnahmen führen könnte,

unter anderem zur möglichen Beendigung bzw. zur Aussetzung eines Teils oder des gesamten Abkommens; in der Erwägung,

dass eine angemessene Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte durch alle

Vertragsparteien sichergestellt werden muss und dass die praktische

Durchsetzbarkeit der

Menschenrechtsklausel gewährleistet sein muss;                                                                                                   

	F. in der Erwägung, dass im ersten Artikel des Handelsabkommens unter Rückgriff auf die Standardformel für Menschenrechte geregelt ist, dass die Achtung der demokratischen Grundsätze und der grundlegenden Menschenrechte, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte festgelegt sind, sowie des Grundsatzes der Rechtstaatlichkeit die

innenpolitischen Maßnahmen und die

internationale Politik der Vertragsparteien untermauert, und dass die Achtung dieser

Grundsätze ein wesentlicher Bestandteil des Abkommens ist; in der Erwägung, dass die Missachtung der Menschenrechte und der demokratischen Grundsätze eine

„erhebliche Verletzung” des

Handelsabkommens bedeuten würde, die nach dem Völkerrecht zur Ergreifung angemessener Maßnahmen führen sollte,

unter anderem zur möglichen Beendigung bzw. zur Aussetzung eines Teils oder des gesamten Abkommens; in der Erwägung,

dass in der derzeitigen APS+-Regelung zwar detailliertere Bestimmungen festgelegt sind, jedoch im Falle Perus und

Kolumbiens nie angewendet wurden; in der Erwägung, dass eine angemessene Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte durch alle Vertragsparteien sichergestellt werden muss und dass die praktische Durchsetzbarkeit der

Menschenrechtsklausel gewährleistet sein muss;

	
	

	Änderungsantrag 14

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Erwägung G
	

	G. in der Erwägung, dass das

Handelsabkommen Garantien dafür bietet, dass die neue Architektur der Handels- und Investitionsbeziehungen der EU einem weitreichenden Sozial- und Umweltschutz sowie der nachhaltigen Entwicklung zugute kommt, indem ein hohes Maß an Arbeits- und Umweltschutznormen auf

allen Seiten gefördert und gewahrt wird, da das Abkommen ein Kapitel über Handel und nachhaltige Entwicklung enthält;

	G. in der Erwägung, dass das

Handelsabkommen keine angemessenen Garantien dafür bietet, dass die neue

Architektur der Handels- und

Investitionsbeziehungen der EU einem weitreichenden Sozial- und Umweltschutz sowie der nachhaltigen Entwicklung zugute kommt, indem ein hohes Maß an Arbeits- und Umweltschutznormen auf

allen Seiten gefördert und gewahrt wird, da das Kapitel des Abkommens über Handel

und nachhaltige Entwicklung nicht mit den Bestimmungen der handelsrelevanten

Kapitel in Einklang steht und keinem Streitbeilegungsmechanismus unterliegt;

	
	

	Änderungsantrag 17

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Erwägung H
	

	H. in der Erwägung, dass sowohl
Kolumbien als auch Peru in den letzten Jahren gewaltige Anstrengungen zur

Verbesserung der allgemeinen

Lebensbedingungen ihrer Bürger,

einschließlich der Menschen- und

Arbeitnehmerrechte, unternommen haben;

	H. in der Erwägung, dass sowohl Kolumbien als auch Peru in den letzten Jahren einige Anstrengungen zur Verbesserung der allgemeinen

Lebensbedingungen ihrer Bürger,

einschließlich der Menschen- und

Arbeitnehmerrechte, unternommen haben; in der Erwägung, dass die

Menschenrechtsproblematik in beiden Ländern unterschiedlich gelagert ist und eine differenzierte Herangehensweise erfordert;

	
	

	Änderungsantrag 21

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Erwägung I

	

	I. in der Erwägung, dass trotz dieser

erheblichen Anstrengungen zur

vollständigen Verwirklichung der

festgelegten und von einzelnen Bürgern, zivilgesellschaftlichen Organisationen, den Oppositionsparteien und der Regierung geforderten hohen Standards sowohl in Kolumbien als auch in Peru noch ein gutes

Stück Arbeit zu leisten ist, insbesondere hinsichtlich der wirkungsvollen Umsetzung des neuen Rechtsrahmens, mit

dem alte jedoch noch nicht ganz gelöste Probleme in Verbindung mit seit langem bestehenden Problemen wie Armut, Gewalt und Korruption, Bürgerkrieg (im

Falle Kolumbiens mehr als 50 Jahre),

illegale bewaffnete Gruppen,

Drogenhandel, nicht aufgeklärte Mordfälle, Straflosigkeit, mangelnde Arbeitnehmer und Bürgerrechte und Landenteignung gelöst werden sollen;

	I. in der Erwägung, dass trotz einiger

Anstrengungen zur vollständigen

Verwirklichung der festgelegten und von einzelnen Bürgern,  Zivilgesellschaftlichen

Organisationen, den Oppositionsparteien

und der Regierung geforderten hohen

Standards sowohl in Kolumbien als auch in Peru noch ein gutes Stück Arbeit zu leisten ist, insbesondere hinsichtlich Problemen in

Verbindung mit seit langem bestehender Armut, Gewalt und Korruption, Bürgerkrieg (im Falle Kolumbiens mehr als 50 Jahre), illegale bewaffnete Gruppen,

Drogenhandel, nicht aufgeklärte Mordfälle, Straflosigkeit, mangelnde Arbeitnehmer und Bürgerrechte und Landenteignung gelöst werden sollen;

	
	

	Änderungsantrag 27

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Erwägung J a (neu)

	

	
	Ja. in der Erwägung, dass 2011 55

Menschenrechtsverfechter ermordet wurden oder verschwunden sind und dass

die Schikanierung von

Menschenrechtsverfechtern im selben Zeitraum zugenommen hat;

	
	

	Änderungsantrag 30

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Erwägung J b (neu)

	

	
	Jb. in der Erwägung, dass europäische Firmen in Bereichen stark vertreten sind, in denen zahlreiche Menschenrechtsverletzungen begangen werden, wie etwa in der

mineralgewinnenden Industrie (Bergbau, landwirtschaftliche Exportprodukte,Biokraftstoffe);

	
	

	Änderungsantrag 32

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 1

	

	1. bedauert, dass im Handelsabkommen

kein verbindlicher Streitbeilegungsmechanismus für das

Kapitel zu Handel und nachhaltiger

Entwicklung vorgesehen ist und dass auch der Einsatz der Maßnahmen und Sanktionen ausgeschlossen ist, die in dem verbindlichen allgemeinen

Streitbeilegungsmechanismus des

Handelsabkommens bei Verstößen gegen die im Kapitel zu Handel und nachhaltiger Entwicklung dargelegten Standards vorgesehen sind, wodurch die derzeitigen verbindlichen Bedingungen im Rahmen der APS+-Regelung geschwächt werden;
	1. bedauert, dass im Handelsabkommen

kein spezifischer Bezug auf die

grundlegenden Menschenrechtsübereinkommen der Vereinten Nationen enthalten ist und kein verbindlicher

Streitbeilegungsmechanismus für das

Kapitel zu Handel und nachhaltiger

Entwicklung vorgesehen ist und dass auch der Einsatz der Maßnahmen und Sanktionen ausgeschlossen ist, die in dem verbindlichen allgemeinen

Streitbeilegungsmechanismus des

Handelsabkommens bei Verstößen gegen die im Kapitel zu Handel und nachhaltiger Entwicklung dargelegten Standards vorgesehen sind, wodurch die derzeitigen verbindlichen Bedingungen im Rahmen

der APS+-Regelung geschwächt werden;

	Änderungsantrag 40

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 5

	

	5. fordert die zivilgesellschaftlichen

Organisationen in den Andenländern und in der Europäischen Union auf, sich an den in dem Handelsabkommen unter dem Titel

Handel und nachhaltige Entwicklung

eingeführten Kontrollmechanismen zu

beteiligen; fordert die beteiligten

Regierungen auf, so bald wie möglich den Rechtsrahmen für die innerstaatlichen Mechanismen und den Dialog mit der Zivilgesellschaft, soweit diese noch nicht bestehen, festzulegen, und dabei auch eine

umfangreiche Informations- und

Werbekampagne vorzusehen, um

möglichst viele der interessierten Gruppen oder Personen für eine Beteiligung an dem

Kontrollrahmen des zivilgesellschaftlichen

Mechanismus zu gewinnen; schlägt vor, dass diese Verfahren binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des

Abkommens eingeführt werden sollten anstatt binnen eines Jahres, wie im Handelsabkommen geregelt;

	5. fordert die zivilgesellschaftlichen

Organisationen in den Andenländern und in der Europäischen Union auf, sich an den in dem Handelsabkommen unter dem Titel

Handel und nachhaltige Entwicklung

eingeführten Kontrollmechanismen zu

beteiligen und fordert die Parteien auf, diesen Dialog auf alle anderen

Schlüsselkapitel des Handelsabkommens

auszuweiten; fordert die beteiligten

Regierungen auf, so bald wie möglich den Rechtsrahmen für die innerstaatlichen Mechanismen und den Dialog mit der Zivilgesellschaft, soweit diese noch nicht bestehen, festzulegen, und dabei auch eine umfangreiche Informations- und

Werbekampagne vorzusehen, um

möglichst viele der interessierten Gruppen oder Personen für eine Beteiligung an dem

Kontrollrahmen des zivilgesellschaftlichen

Mechanismus zu gewinnen; schlägt vor, dass diese Verfahren binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des

Abkommens eingeführt werden sollten anstatt binnen eines Jahres, wie im Handelsabkommen geregelt;

	Änderungsantrag 43

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 7
	

	7. schlägt den beteiligten Parteien zur

umfassenden Erfüllung der hohen

Menschenrechtsstandards, die im

Handelsabkommen genannt werden und zu deren Einhaltung sich sowohl die Regierungen der Andenländer als auch die Europäische Union verpflichtet haben, vor,rasch eine spezielle Interne Beratende

Gruppe zu Menschenrechten und

demokratischen Grundsätzen einzurichten, die die Umsetzung dieses Handelsabkommens oder anderer Handelsabkommen begleiten und überwachen soll und als wirksames internes Beratungsgremium für die

nationalen Büros agieren soll, die im

Handelsausschuss des Handelsabkommens

vertreten sind, wobei sie als Modell für ihre Arbeitsweise den im

Handelsabkommen vorgesehenen

Rechtsrahmen für die Beteiligung der

Zivilgesellschaft im Unterausschuss für Handel und nachhaltige Entwicklung  heranziehen sollen; fordert die Partei des Handelsabkommens auf, diesen internen beratenden Gruppen dasselbe Ausmaß an verbindlicher Beteiligung der Zivilgesellschaft zu garantieren wie im Freihandelsabkommen mit Südkorea,

einschließlich eines formalisierten und institutionalisierten

Beschwerdemechanismus; fordert die

Parteien ferner auf, für die volle

Unabhängigkeit der internen beratenden Gruppen zu sorgen, auch hinsichtlich der Auswahl ihrer eigenen Mitglieder der internen beratenden Gruppe;


	7. fordert zur umfassenden Erfüllung der hohen Menschenrechtsstandards, die im Handelsabkommen genannt werden und zu deren Einhaltung sich sowohl die Regierungen der Andenländer als auch die

Europäische Union verpflichtet haben, die Aufstellung eines verbindlichen Aktionsplans wie im Folgenden dargelegt, mit konkreten Maßnahmen, die vor der

Ratifizierung des Handelsabkommens ergriffen sein müssen; schlägt den beteiligten Parteien vor, rasch eine spezielle Interne Beratende Gruppe zu

Menschenrechten und  demokratischen Grundsätzen einzurichten, die die Umsetzung dieses Handelsabkommens

oder anderer Handelsabkommen begleiten und überwachen soll und als wirksames internes Beratungsgremium für die

nationalen Büros agieren soll, die im

Handelsausschuss des  Handelsabkommens

vertreten sind, wobei sie als Modell für ihre Arbeitsweise den im
Handelsabkommen vorgesehenen

Rechtsrahmen für die Beteiligung der

Zivilgesellschaft im Unterausschuss für Handel und nachhaltige Entwicklung heranziehen sollen; fordert die Partei des

Handelsabkommens auf, diesen internen beratenden Gruppen dasselbe Ausmaß an verbindlicher Beteiligung der Zivilgesellschaft zu garantieren wie im Freihandelsabkommen mit Südkorea,

einschließlich eines formalisierten und institutionalisierten

Beschwerdemechanismus; fordert die

Parteien ferner auf, für die volle

Unabhängigkeit der internen beratenden Gruppen zu sorgen, auch hinsichtlich der Auswahl ihrer eigenen Mitglieder der internen beratenden Gruppe;

	
	


	Änderungsantrag 54

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 10
	

	10. unterstützt die Bemühungen der kolumbianischen Regierung, die gegen Straflosigkeit und gegen die Mörder von Gewerkschaftern und Menschenrechtsverfechtern vorgeht, was sich beispielsweise in einer Zunahme der Zahl der Ermittler der Generalstaatsanwaltschaft niederschlägt, die speziell für die Ermittlungen von Verbrechen gegen Gewerkschafter von 100

Ermittlern im Jahr 2010 auf 243 Ermittler im Jahr 2011 anstieg; verweist darauf, dass ebenfalls nach Angaben der ILO zwischen 2010 und 2011 88 Urteile gesprochen wurden, wobei 483 Personen wegen

Verbrechen gegen Gewerkschafter

verurteilt wurden und 355 festgenommen wurden; unterstreicht in diesem Zusammenhang die Bedeutung des „Sonderschutzprogramms”, das derzeit mehr als 11.000 Bürgern, einschließlich Gewerkschaftern (24 %), Gemeinderäten (11 %), Menschenrechtsverfechtern (18 %)

und Journalisten (4 %) staatlichen Schutz gewährt; stellt fest, dass das Budget für dieses Programm von 10,5 Mio. Euro im Jahr 2010 auf über 120 Mio. Euro im Jahr 2011 angestiegen ist; stellt fest, dass keine der in dieses Programm aufgenommenen

Personen ermordet wurde;
	10. bedauert zutiefst, dass 2011 in

Kolumbien 29 Gewerkschafter ermordet wurden und dass die Zahl der Ermordungen von

Menschenrechtsverfechtern im Vergleich zu 2010 um 40% zugenommen hat; hält

die Zunahme der Zahl der Ermittler der Generalstaatsanwaltschaft, die speziell für die Ermittlungen von Verbrechen gegen Gewerkschafter von 100 Ermittlern im Jahr

2010 auf 243 Ermittler im Jahr 2011

anstieg, für positiv; verweist darauf, dass ebenfalls nach Angaben der ILO zwischen 2010 und 2011 88 Urteile gesprochen wurden, wobei 483 Personen wegen Verbrechen gegen Gewerkschafter verurteilt wurden und 355 festgenommen wurden; ist jedoch darüber besorgt, dass

nach der offiziellen Auflösung des

Geheimdienstes DAS (Departamento Administrativo de Seguridad), der für das

ehemalige System des Schutzes von Menschenrechtsverfechtern zuständig war und mit Hilfe dieses Systems oft erkennungsdienstlich gegen sie vorgegangen ist, in der dem Innenministerium angegliederten neu

geschaffenen „Nationalen Schutzeinheit“ mindestens 600 ehemalige Mitarbeiter des

DAS1 tätig sein werden, wodurch die Gefahr besteht, dass sich alte illegalePraktiken wiederholen; unterstreicht in diesem Zusammenhang die Bedeutung des

„Sonderschutzprogramms”, das derzeit mehr als 11.000 Bürgern, einschließlich Gewerkschaftern (24 %), Gemeinderäten (11 %), Menschenrechtsverfechtern (18 %)

und Journalisten (4 %) staatlichen Schutz gewährt; stellt fest, dass das Budget für dieses Programm von 10,5 Mio. Euro im Jahr 2010 auf über 120 Mio. Euro im Jahr 2011 angestiegen ist; stellt fest, dass dieses Programm erst vor vier Monaten begonnen hat und dass seine Auswirkungen künftig überwacht werden müssen;

__________

1 Nichtstaatlicher Schutz für

Menschenrechtsverfechter „We are

Defenders”, Jahresbericht 2011, Angriffe auf  Menschenrechtsverfechter in

Kolumbien, Op. Cit., Bogota, Februar 2012, S. 31 

	Änderungsantrag 70

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 15
	

	15. begrüßt nachdrücklich das neue „Gesetz über Opfer und Landrückgabe” (auch bekannt als „Gesetz 1448”), das am 1. Januar 2012 in Kolumbien in Kraft

getreten ist und eine finanzielle

Entschädigung und die Rückgabe von Land für die fast 4 Millionen Opfer des bewaffneten Konflikts und der Gewalt in Kolumbien in den letzten 50 Jahren garantiert; hebt die massiven finanziellen

Anstrengungen der kolumbianischen Regierung hervor, die in den nächsten

zehn Jahren schätzungsweise mehr als 25 Mrd. US-Dollar bereitstellt, also monatlich etwa 160 Mio. Euro; betont,

dass die Umsetzung dieses Gesetzes in enger Abstimmung mit der Zivilgesellschaft eingehend überwacht und evaluiert werden muss;
	15. bedauert zutiefst, dass

aufeinanderfolgende Prozesse der

Demobilisierung paramilitärischer

Verbände dazu geführt haben, dass die Angehörigen dieser „demobilisierten“ Verbände, die für Verbrechen gegen die

Menschlichkeit verantwortlich waren, de facto amnestiert wurden, und dass ein Teil dieser Personen ihre illegalen Aktivitäten fortgesetzt haben, und dass die

als sogenannte „falsche Positive“

bekannten militärischen Drahtzieher der außergerichtlichen Hinrichtungen weiterhin völlig ungeschoren davonkommen; ist entsetzt darüber, dass

von den 35.000 Angehörigen der

demobilisierten paramilitärischen

Verbände lediglich 10 Personen verurteilt wurden; bedauert den Mangel an Garantien bei der Umsetzung des neuen

„Gesetzes über Opfer und Landrückgabe” (auch bekannt als „Gesetz 1448”), insbesondere hinsichtlich des Schutzes

von Rückkehrern, wobei besonders auffallend ist, dass 2011 in diesem Zusammenhang mindestens 28 Menschen

von neuen paramilitärischen Gruppen umgebracht wurden;

	Änderungsantrag 74

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 15 a (neu)
	

	
	15a. fordert, dass vor dem Inkrafttreten

des Freihandelsabkommens substanzielle

Fortschritte zur Erreichung dieser Ziele erzielt werden müssen, insbesondere hinsichtlich einer erheblichen Eindämmung der Straffreiheit, der endgültigen Rücknahme von Gesetzesvorschlägen zur Ausdehnung der Zuständigkeit der Militärgerichte auf

Gerichtsverfahren wegen Straftaten staatlicher Sicherheitskräfte gegen

Zivilpersonen („ fuero militar“), und einer sinnvollen Zusammenarbeit mit den

Justizbehörden der betroffenen

Mitgliedstaaten der EU bei Verbrechen, an denen mutmaßlich der Geheimdienst DAS beteiligt war; fordert eine angemessene Beobachtung und Evaluierung in enger Absprache mit den

nationalen Zentren der kolumbianischen Gewerkschaften und glaubwürdigen Menschenrechtsorganisationen und mit deren Zustimmung; zur Bewertung der weiteren Fortschritte bei der Umsetzung

dieses Aktionsplans sollten die Parteien einen jährlichen Bericht ausarbeiten, der dem Europäischen Parlament vorzulegen und von diesem zu bewerten ist;



	
	

	Änderungsantrag 75

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 16
	

	16. begrüßt, dass Kolumbien und Peru alle acht grundlegenden ILO Übereinkommen plus drei der vier

Arbeitsaufsichtsübereinkommen ratifiziert haben, wie der Vertreter der ILO in der öffentlichen Anhörung von INTA zu dem

Handelsabkommen am 29. Februar 2012 im Europäischen Parlament in Brüssel erklärt hat; besteht darauf, dass alle grundlegenden ILO-Übereinkommen und

Arbeitsaufsichtsübereinkommen rasch ratifiziert und wirkungsvoll umgesetzt werden, insbesondere das Übereinkommen 122 für Kolumbien und das Übereinkommen 129 für Peru; macht allen Parteien gegenüber deutlich, dass das ILO Übereinkommen 135 über

Arbeitnehmervertretungen ratifiziert

werden muss; erinnert in diesem

Zusammenhang daran, dass 24

Mitgliedstaaten der EU immer noch nicht das ILO-Übereinkommen 169 über indigene und in Stämmen lebende Völker ratifiziert haben;
	16. besteht darauf, dass alle grundlegenden ILO-Übereinkommen und Arbeitsaufsichtsübereinkommen rasch ratifiziert und wirkungsvoll umgesetzt werden, insbesondere das Übereinkommen 122 für Kolumbien und das Übereinkommen 129 für Peru; macht allen Parteien gegenüber deutlich, dass das ILO Übereinkommen 135 über

Arbeitnehmervertretungen ratifiziert

werden muss; erinnert in diesem

Zusammenhang daran, dass 24

Mitgliedstaaten der EU immer noch nicht das ILO-Übereinkommen 169 über indigene und in Stämmen lebende Völker ratifiziert haben; unterstreicht die Bedeutung einer raschen Ratifizierung des Übereinkommens zum Schutz aller

Personen vor dem Verschwindenlassen,

des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder

erniedrigende Behandlung oder Strafe, des Übereinkommens über die Rechte des Kindes und des Fakultativprotokolls zum

Internationalen Pakt über wirtschaftliche soziale und kulturelle Rechte;

	
	

	Änderungsantrag 82

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 18
	

	18. vertritt die Ansicht, dass die im Vertrag von Lissabon festgeschriebenen neuen

Befugnisse des Europäischen Parlaments hinsichtlich internationaler Abkommen auch neue Verantwortlichkeiten mit sich

bringen; schlägt deshalb vor, sowohl im Europäischen Parlament als auch in

einer Hauptstadt eines Andenlandes im letzten Quartal 2013 eine öffentliche

Anhörung zu organisieren; vertritt die Ansicht, dass im Anschluss an die

Anhörungen ein schriftlicher Bericht über die bisherigen Ergebnisse der Anwendung dieses Handelsabkommens ausgearbeitet

und INTA und DROI vorgelegt werden sollte;
	18. vertritt die Ansicht, dass die im Vertrag von Lissabon festgeschriebenen neuen

Befugnisse des Europäischen Parlaments hinsichtlich internationaler Abkommen auch entsprechende Verantwortlichkeiten mit sich bringen, etwa die Verpflichtung zur Durchführung einer Folgenabschätzung in Bezug auf die Menschenrechte während des

Abschlusses und nach Abschluss aller Handelsabkommen, wie vom

Europäischen Parlament verschiedentlich bekräftigt wurde; vertritt die Ansicht, dass im Anschluss an die Anhörungen ein

schriftlicher Bericht über die bisherigen Ergebnisse der Anwendung dieses

Handelsabkommens ausgearbeitet und INTA und DROI vorgelegt werden sollte;

	Änderungsantrag 83

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 18 a (neu)
	

	
	18a. vertritt die Ansicht, dass die kritische Menschenrechtslage in Kolumbien die strikte Einhaltung und Umsetzung der

erwähnten Bedingungen vor der

Verabschiedung des

Freihandelsabkommens erfordert;

Or.

	
	

	Nur der letzte bullet point wurde vom folgenden Änderungsantrag angenommen:
	

	Änderungsantrag 65

José Bové

Entwurf eines Entschließungsantrags

Ziffer 14
	

	14. fordert die Europäische Kommission und die Andenländer auf, für die Aufstellung eines transparenten und verbindlichen Aktionsplans für Arbeitnehmerrechte zu sorgen, der im Wesentlichen darauf abzielt, jede Art von Gewalt gegen Beschäftigte, insbesondere Gewerkschafter, zu verhindern; schlägt vor, dass sie dabei den Aktionsplan für

Arbeitnehmerrechte zwischen Kolumbien und den Vereinigten Staaten berücksichtigen und Folgendes vorsehen:
das Erlassen neuer Rechtsvorschriften

und politischer Maßnahmen, mit denen die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Tarifverhandlungen

lückenlos garantiert werden, vor allem

für Arbeitnehmer des informellen Sektors, und zwar insbesondere durch Aufhebung des Einsatzes von

Genossenschaften, Kollektivverträgen

oder anderen Maßnahmen, deren

Zweck oder Wirkung es ist,

Arbeitnehmern ihre

gewerkschaftlichen Rechte oder die

Vorzüge eines direkten Arbeitsverhältnisses vorzuenthalten;

eine strenge Arbeitsaufsicht, die bei

Diskriminierung, nicht gerechtfertigten

Entlassungen, Einschüchterungen und Bedrohungen von Arbeitnehmern zu Strafzahlungen führt;

· klare und nachvollziehbare Schritte zur Stärkung des sozialen Dialogs auf

regionaler und lokaler Ebene sowie auf Seiten der Unternehmen;

zur Bewertung der Fortschritte bei der Umsetzung dieses Aktionsplans sollten die Parteien einen jährlichen Bericht ausarbeiten, der dem Europäischen Parlament vorzulegen und von diesem zu bewerten ist;
	14. fordert die Europäische Kommission und die kolumbianische Regierung auf, für die Aufstellung eines transparenten und

verbindlichen Aktionsplans für

Menschenrechte zu sorgen, der im

Wesentlichen darauf abzielt, jede Art von Gewalt gegen Menschenrechtsverfechter,

Gewerkschafter, Binnenvertriebene und Zivilpersonen im allgemeinen zu verhindern; schlägt vor, dass sie dabei den Aktionsplan für Arbeitnehmer- und

Menschenrechte zwischen Kolumbien und den Vereinigten Staaten berücksichtigen

und Folgendes vorsehen:

zumindest in der überwiegenden Zahl der Fälle von Gewalt gegen

Gewerkschafter fundierte

Ermittlungen, gerichtliche

Verfolgungen und Verurteilungen der materiell und ideell Verantwortlichen

und Nutznießer solcher Gewaltakte;
die Erreichung eines drastischen und anhaltenden Rückgangs der Zahl der Gewaltakte gegen Gewerkschafter;

das Erlassen neuer  Rechtsvorschriften

und politischer Maßnahmen, mit denen die freie Meinungsäußerung und die Vereinigungsfreiheit sowie das Recht auf Tarifverhandlungen lückenlos garantiert werden, vor allem für Menschenrechtsverfechter und

Gewerkschafter sowie Arbeitnehmer

des informellen Sektors, und zwar

insbesondere durch Aufhebung des

Einsatzes von Genossenschaften,

Kollektivverträgen oder anderen

Maßnahmen, deren Zweck oder

Wirkung es ist, Arbeitnehmern ihre

gewerkschaftlichen Rechte oder die

Vorzüge eines direkten Arbeitsverhältnisses vorzuenthalten;

· eine strenge Arbeitsaufsicht, die bei Diskriminierung, nicht gerechtfertigten

Entlassungen, Einschüchterungen und Bedrohungen von Arbeitnehmern zu Strafzahlungen führt;

klare und nachvollziehbare Schritte zur Stärkung des sozialen Dialogs auf

regionaler und lokaler Ebene sowie auf Seiten der Unternehmen;

die Bewältigung der gravierenden

Situation der Binnenvertriebenen,

indem ihr uneingeschränkter Genuss der Menschenrechte gestärkt wird,  um eine Entscheidung dahingehend zu erreichen, dass ihre Situation verfassungskonform ist, und indem dafür gesorgt wird, dass Opfer von Vertreibungen umfassend entschädigt werden;

die Einleitung der erforderlichen

Schritte zur Beendigung der

Straffreiheit, Untersuchungen, die

gerichtliche Verfolgung und

Bestrafung derjenigen Personen vor Zivilgerichten, die sowohl ideell als auch materiell die größte

Verantwortung für die in  Kolumbien begangenen internationalen Verbrechen tragen;

die Auflösung illegaler bewaffneter Gruppen, von denen einige die Nachfolge früherer paramilitärischer Organisationen angetreten haben;
die Achtung und Sicherstellung der Rechte auf Wahrheit, Gerechtigkeit und Wiedergutmachung für die Opfer

von Verbrechen gegen die

Menschlichkeit; die Sicherstellung der Tatsache, dass sich schwere

Menschenrechtsverletzungen nicht

wiederholen;

die Erreichung klarer, an bestimmte Fristen gebundener und

ergebnisorientierter Ziele in allen

diesen Bereichen;

zur Bewertung der Fortschritte bei der Umsetzung dieses Aktionsplans sollten die Parteien einen jährlichen Bericht ausarbeiten, der dem Europäischen Parlament vorzulegen und von diesem zu bewerten ist;


	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	


